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Ausschuss Sport und Ehrenamt  

Thema „Zukunftspakt Ehrenamt“ – 8.10.2025 
 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Frau Staatsministerin, sehr geehrte Abgeordnete, 

 

herzlichen Dank für die Einladung. Ich spreche heute für das Bündnis für Gemeinnützigkeit. Das Bündnis ist ein Zu-

sammenschluss von großen Spitzen- und Dachverbänden aus dem gemeinnützigen Sektor in Deutschland.  

 

Zunächst einmal: Wir begrüßen ausdrücklich, dass in der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und CDU/CSU viele 

Punkte aufgegriffen werden, die für das Ehrenamt und die gesamte Zivilgesellschaft relevant sind. Dazu gehören unter 

anderen die Vereinfachung des Gemeinnützigkeitsrechts, der Bürokratierückbau, der Zukunftspakt Ehrenamt und Ver-

besserungen in der Haftung.  

Wir begrüßen auch die Schaffung des Amts der Staatsministerin im Bundeskanzleramt und dass das Ehrenamt nun 

offiziell ein Schwerpunktthema dieses Ausschusses ist. Das ist ein starkes Signal an die Zivilgesellschaft und die mehr 

als 29 Millionen engagierten Menschen in Deutschland.  

Gleichzeitig ist uns wichtig: Ehrenamt darf nicht isoliert betrachtet werden. Ehrenamt braucht Hauptamt. Ohne haupt-

amtliche Strukturen, die koordinieren, begleiten und Verantwortung übernehmen, sind viele Engagierte allein gelassen 

und überfordert. Deshalb geht es um die gesamte Bandbreite der Gemeinnützigkeit – von der kleinen Initiative bis zur 

bundesweit tätigen Organisation und ihren Verbänden. 

Wenn nun über die Zukunft des Ehrenamts gesprochen wird, dann sollte dies mit den Organisationen geschehen, denn 

sie kennen die Situation und die Bedarfe am besten. Es braucht deshalb dauerhafte Dialogformate mit der Zivilgesell-

schaft auf der Ebene des Staatsministeriums, aber auch offene Türen in anderen Ressorts – vor allem im Finanz- und 

Justizministerium oder auch im gegründeten Ministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung. Nur durch die-

sen Austausch können Regelungen entstehen, die auch in der Praxis tragfähig sind. Sie als Ausschussmitglieder sind 

ein wichtiges Bindeglied – in die relevanten Ministerien aber auch in die anderen Ausschüsse.  

Lassen Sie mich drei Punkte nennen, die wir für die Zukunft des Ehrenamts und die gemeinnützigen Organisationen 

besonders wichtig finden: 

 

Erstens: Bürokratie abbauen. 

Viele Organisationen verbringen heute zu viel Zeit mit Anträgen, Nachweisen und Formularen. Darunter leiden die 

Haupt- und Ehrenamtlichen und ganz ehrlich auch die Kolleg*innen auf der Seite der Verwaltung. Fördermittel sollen 

bei den Projekten wirken – nicht in den Aktenordnern. Daher sind nach unserer Ansicht Vereinfachungen im Haushalts- 

und Zuwendungsrecht notwendig. Förderverfahren sind heute viel zu komplex. Das schluckt ohnehin schon knappe 

Ressourcen, die deutlich effizienter genutzt werden könnten.  

Für das Haushalts- und Zuwendungsrecht haben wir im Bündnis für Gemeinnützigkeit breit abgestimmte Vorschläge 

erarbeitet, die wir in den Zukunftspakt Ehrenamt einbringen.  

Daneben ist es uns ein Anliegen, die vielen Registerpflichten nach dem „Once-Only“-Prinzip zu vereinfachen. Das 

heißt, dass Daten nur einmal erfasst werden und nicht wie bisher mehrfach bei verschiedenen Behörden.  
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Zweitens: Partnerschaftlich fördern. 

Der größte Teil der Arbeit von gemeinnützigen Organisationen wird aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden oder auch Zweck-

betrieben, also nicht durch den Staat finanziert. Trotzdem ergeben sich für verschiedene Themen Bedürfnisse für stattli-

che Finanzierung und ein Interesse des Staates diese zu fördern. Das betrifft eine Themenbandbreite vom Sport, der 

Kultur, vom Umweltschutz oder der Entwicklungszusammenarbeit, aber auch für Engagementstrukturen.  

Es ist an der Zeit, für diese Finanzierungen, die im Interesse der Allgemeinheit liegen, ein neues Verständnis der Part-

nerschaftlichkeit zu entwickeln und zu leben. Mit der Initiative für den handlungsfähigen Staat gesprochen: „ein hand-

lungsfähiger Staat kann mehr Vertrauen wagen.“ Für die Praxis bedeutet das neben einer einfacheren Zuwendungspra-

xis auch mehr Planungssicherheit, Verlässlichkeit und Anerkennung. 

 

Drittens: Rechtssicherheit gewährleisten. 

Ob bei den allgemeinen Haftungsregelungen, im Steuerrecht oder beim politischen Engagement: Organisationen brau-

chen Klarheit darüber, was erlaubt ist und was nicht. Nur so wird das die Verantwortungsübernahme in Vereinen oder 

Stiftungen auch in Zukunft attraktiv. Rechtsunsicherheit schwächt nicht nur die gemeinnützigen Organisationen, son-

dern letztlich unsere Demokratie und den Zusammenhalt der Gesellschaft, zu dem der Sektor so viel beiträgt. Ob im 

Training beim Sport, bei der Unterstützung sozial benachteiligter Menschen bei der Tafel oder im Kulturförderverein in 

der ländlichen Gemeinde. Hier kommen die Menschen nach der Arbeit und am Wochenende zusammen, lernen sich 

kennen, verstehen, aushalten und gestalten unser Zusammenleben. Sie leben Gemeinschaft und Werte, die neben der 

wirtschaftlichen und der staatlichen Sphäre stehen.  

Zivilgesellschaftliches Engagement ist daher kein politisches Nebenthema und darum ist es gut, dass es diesen Aus-

schuss als Vollausschuss gibt. Das Engagement von Millionen Bürger*innen ist ein Grundpfeiler unserer Demokratie. 

Es ermöglicht Teilhabe, schafft Vertrauen und stärkt den Zusammenhalt.  

Mit den heute in diesem Haus zu diskutierenden Erleichterungen im Steueränderungsgesetz werden einige Stell-

schrauben gestellt. Der Zukunftspakt Ehrenamt muss aber mehr sein als Bürokratierückbau. Im Zukunftspakt geht es 

um die gesamten Rahmenbedingungen: die rechtlichen, die bürokratischen und auch die engagementpolitischen mit 

den Aspekten der finanziellen Förderung und der Anerkennung. Damit erreichen wir die Stärkung einer wesentlichen 

Säule unserer Demokratie. 

Das Bündnis für Gemeinnützigkeit steht bereit, den Prozess des Zunkunftspaktes Ehrenamt mit dem Wissen der Ver-

bände des Trägerkreises und der Expert*innen aus der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft konstruktiv zu begleiten. 

Wir bringen unsere Erfahrungen gerne ein – in enger Abstimmung mit Ihnen im Bundestag und mit der Bundesregie-

rung. 

Der Zukunftspakt ist eine große Chance. Lassen Sie uns diese Chance gemeinsam nutzen – für konkrete Verbesserun-

gen im Alltag der Engagierten und für eine starke Zivilgesellschaft in unserem Land. 

Vielen Dank. 

 

Jan Wenzel  

für den Sprecher*innenrat des Bündnis für Gemeinnützigkeit 

 

Kontakt: info@buendnis-gemeinnuetzigkeit.org  
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